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U
rsula von der Leyens Me-
thode, mit politischen Kri-
sen fertig zu werden, folgt
einem immer gleichen
Muster. Die Verteidigungs-

ministerin geht schnell in die Offensive,
benennt vermeintlich Schuldige, brennt
ein Feuerwerk an Aktivitäten ab – und
versucht so, möglichst viel Abstand zwi-
schen sich und das Problem zu bringen. 

VON THORSTEN JUNGHOLT

So lief das auch im Fall Franco A. Nach
der Festnahme des Oberleutnants, der
unter dem Verdacht steht, aus rechtsex-
tremen Motiven eine staatsgefährdende
Gewalttat vorbereitet zu haben, beschei-
nigte die CDU-Politikerin der gesamten
Bundeswehr ein Haltungsproblem. Sie
ließ Kasernen nach Wehrmachtsdevotio-
nalien durchsuchen. Und sie nahm die
Vorgesetzten des Franco A. ins Visier.

Mitte Mai 2017 ordnete die Ministerin
Disziplinarverfahren gegen Generalma-
jor Werner Weisenburger, damals Chef
des Streitkräfteamts, und dessen
Rechtsberater Stephan Hedrich an. Am
Ziel der Ermittlungen ließ das Verteidi-
gungsministerium von Beginn an keinen
Zweifel: Weisenburger müsse damit
rechnen, seinen Posten zu verlieren.
Auch Hedrich stehe vor harten Zeiten. 

Sieben Monate später ist nun klar:
Niemand verliert seinen Posten. Denn
an den Vorwürfen des Ministeriums ge-
gen die Vorgesetzten des Franco A. ist
nichts dran. An diesem Donnerstag er-
hielt Rechtsberater Hedrich, heute als
Direktor am Kommando Streitkräfteba-
sis in Bonn tätig, den Bescheid über die
Einstellung der Ermittlungen gegen ihn.
Das Schreiben liegt der WELT vor. „Das
mit Verfügung vom 16. Mai 2017 gegen
Sie eingeleitete Disziplinarverfahren
wird eingestellt“, heißt es in der von
Carsten Bullwinkel, von der Leyens Re-
feratsleiter Recht im Ministerium, ver-
fassten Urkunde. Einen gleichlautenden
Brief erhielt Generalmajor Weisenbur-
ger bereits Ende Dezember.

Keine der von der Rechtsabteilung
des Ministeriums „im Auftrag von Frau
Bundesministerin der Verteidigung“ er-
hobenen Anschuldigungen ließ sich
demnach erhärten. Im Kern ging es um
eine Entscheidung über Franco A., die
Weisenburger und Hedrich Anfang 2014
getroffen hatten. Der Zwei-Sterne-Ge-
neral und der hohe Beamte hatten da-
mals disziplinare Vorermittlungen we-
gen der Masterarbeit des Oberleutnants
mit offensichtlich rechtsextremen Ge-
danken aufgenommen, es nach einer aus
ihrer Sicht glaubwürdigen Distanzie-
rung des Soldaten aber bei einer mündli-
chen Ermahnung belassen. 

Dadurch sollen Weisenburger und
Hedrich ein „innerdienstliches Dienst-
vergehen“ begangen und „schuldhaft die
Dienstpflicht verletzt“ haben, wie es im
Ermittlungsbericht heißt. Sie sollen ihr
Verfahren gegen den Oberleutnant
„mängelbehaftet“ geführt, „nicht alle

belastenden, entlastenden und für die
Art und Höhe der Disziplinarmaßnahme
bedeutsamen Umstände ermittelt“, ent-
gegen den Vorschriften den Militäri-
schen Abschirmdienst (MAD) nicht ein-
geschaltet und das Ministerium nicht
über die Einstellung der Vorermittlun-
gen informiert haben. 

Mit dem Wissen von heute lassen sich
diese Vorwürfe leicht erheben. Die Bun-
desanwaltschaft hat mittlerweile he-
rausgefunden, dass Franco A. Waffen
und Munition beiseitegeschafft, sich als
Asylsuchender ausgegeben und ein No-
tizbuch mit rechtsextremen Hassbot-
schaften geführt hat. All das wussten
Weisenburger und Hedrich 2014 noch
nicht. Disziplinarrechtlich aber kommt
es darauf an, ihre Entscheidung auf dem
Kenntnisstand von damals zu bewerten.
Und da bleibt eben nur die Feststellung:
„Nach dem Ergebnis der disziplinaren
Ermittlungen haben sich die Vorwürfe
nicht bestätigen lassen. Ein Dienstver-
gehen konnte nicht festgestellt werden“,
heißt es im Ermittlungsbericht.

Hedrich wird lediglich eine „Schlecht-
leistung“ bescheinigt, „die einer diszipli-
naren Würdigung nicht zugänglich ist“.
Vorgehalten wird ihm, eine Abfrage beim
MAD unterlassen zu haben, um zu klären,
ob dort Einträge zu Franco A. vermerkt
waren. Aber selbst wenn er diese Abfrage
durchgeführt hätte: Es gab damals keine
Erkenntnisse zu dem Oberleutnant.
Zweitens wird Hedrich bescheinigt, er ha-
be das Ministerium über die Einstellung
seiner Vorermittlungen informieren müs-
sen. Allerdings räumt das Wehrressort
selbst ein, diese Meldepflicht sei im
Wortlaut der einschlägigen Disziplinar-
Grundverordnung „nicht eindeutig“ for-
muliert, es handele sich also um einen
„nachvollziehbaren Irrtum“. 

Unter dem Strich bleibt festzuhalten:
Das Vorgehen des Generals und des Be-
amten war regelkonform. Und das Ver-
fahren gegen die beiden war so, wie es
Hedrich in seiner Stellungnahme formu-
liert hatte: inhaltlich weitgehend sub-
stanzlos. Als Wehrdisziplinaranwalt, der
selbst zahllose Disziplinarverfahren ge-
führt hat, hatte Hedrich den Gang der
Dinge mit „professioneller Gelassenheit“
und „Vertrauen in die Gerichtsbarkeit“
der Bundeswehr verfolgt. Kein Vertrauen
mehr hat er allerdings in die politische
Führung. Er habe es nicht für möglich
gehalten, klagte Hedrich bereits nach
der Eröffnung des Verfahrens, dass eige-
ne Mitarbeiter von der höchsten Dienst-
vorgesetzten „zum Zwecke eines kurz-
fristigen politischen Vorteils öffentlich
diskreditiert und gedemütigt werden“. 

Entschuldigt hat sich von der Leyen
bislang nicht. Bei Weisenburger hätte es
sogar eine Gelegenheit dazu gegeben.
Der Generalmajor wurde am 31. Dezem-
ber pensioniert, zuvor im Berliner Bend-
lerblock mit allen Ehren verabschiedet.
In der Regel nimmt die Ministerin an
derlei Festakten teil. Weisenburger aber
musste auf eine Rede seiner obersten
Dienstherrin verzichten. 

Substanzlose
Anschuldigungen
Das Verteidigungsministerium stellt die
Verfahren gegen die Vorgesetzten von Franco A.
ein – eine Schlappe für Ursula von der Leyen

Die Truppenfahne der
deutsch-französischen 
Brigade in Illkirch. Hier 
war der rechtsextreme 
Offizier Franco A. stationiert
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M enschen beschimpfen die Re-
gierung, sie greifen Polizisten
an, Plünderer ziehen durch die

Straßen. Die Szenen, die sich auf Tune-
siens Straßen in diesen Tagen abspielen,
erinnern an das Jahr 2011. Damals waren
die jungen Menschen in dem Land auf
die Straße gegangen, hatten für ein bes-
seres Leben und mehr Demokratie de-
monstriert. Am kommenden Sonntag
jährt sich der Tag zum siebten Mal, an
dem der langjährige Machthaber Zine el
Abidine Ben Ali nach 23 Jahren aus dem
Land gejagt worden war.

VON ALINA LEIMBACH

Die Jasminrevolution, wie sie heute
genannt wird, war der erste Funken des
arabischen Frühlings, der sich über den
Maghreb und den Nahen Osten ausbrei-
tete. Sieben Jahre später ähneln sich
nicht nur die Bilder. Auch die Lage im
Land hat sich kaum gebessert. Noch im-
mer sind die Jugendlichen ohne Per-
spektive – und noch immer wird das
Land vom Islamismus geplagt. Nach der
Revolution 2011 hatte Tunesien demo-
kratische Reformen eingeleitet und der
Staat gilt als Musterland des sogenann-
ten „Arabischen Frühlings“. Doch das
kleine nordafrikanische Land bekommt
seine großen wirtschaftlichen Probleme
nicht in den Griff. Die Arbeitslosigkeit
ist hoch, fast jeder dritte Hochschulab-
solvent findet keine Arbeit. Die Staats-
verschuldung ist auf knapp 70 Prozent
des Bruttoinlandprodukts gestiegen.
Anlass der landesweiten Proteste war
eine Erhöhung der Mehrwertsteuer.

Experten warnen, dass es mit freien
Wahlen und größeren individuellen
Rechten in Tunesien nicht getan ist,
sondern auch die anderen Anliegen der
Revolution von 2011 eingelöst werden
müssen. Julius Dihstelhoff von der Uni
Marburg hat für eine repräsentative
Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung die
tunesische Jugend genauer untersucht.
Diese Altersgruppe hat die Proteste 2011
angetrieben – und sie bildet rein fak-
tisch eine Mehrheit im Land: Die Hälfte
aller Menschen in Tunesien ist jünger
als 30 Jahre. Und sie sind es auch jetzt
wieder, die demonstrieren. Die Jugend-
arbeitslosigkeit liegt derzeit bei 35 Pro-
zent, in ländlichen Gebieten ist die Zahl
sogar noch höher. Insgesamt ist das
Land von enormen regionalen Un-
gleichheiten geprägt, und der Staat in-
vestierte insbesondere in die ohnehin
besser gestellten Touristenregionen.
„In abgelegeneren Teilen des Landes
gibt es oftmals keine Freizeitaktivitäten
für Jugendliche. Nicht mal Spielplätze,
Kino, Theater, öffentlicher Raum, der
irgendwie gestaltet ist. Das sind Dinge
die für hohe Frustration sorgen“, sagt
Dihstelhoff.

Die Perspektivlosigkeit hat noch eine
andere Folge: Tunesien ist damals wie
heute eine der Brutstätten des islamisti-
schen Terrorismus. Besonders betrof-
fen sind Gebiete wie der Süden des Lan-
des und die Grenzregionen zu Libyen
und Algerien, wo die wirtschaftliche La-
ge der Bevölkerung desolat ist. Je nach
Quelle haben zwischen 3000 und 7000
Tunesier ihr Heimatland verlassen, um
in Syrien, Libyen oder im Irak für den IS
oder andere islamistische Milizen zu
kämpfen. Einige sind aber auch in der
Region geblieben und haben sich loka-
len Terrororganisationen wie al-Qaida
im Maghreb angeschlossen. Insgesamt
ist Tunesien mit seine elf Millionen Ein-
wohnern im internationalem Vergleich
pro Kopf viertgrößter Exporteur von
Dschihadisten – nach Russland, Saudi-
Arabien und Jordanien. Die Zahlen
stammen von der in New York ansässi-
gen Sicherheitsberatung Soufan Group.

Aber auch die politischen Turbulen-
zen haben den Aufstieg der Islamisten
befördert. „Da der Staat nach der Revo-
lution zunächst einmal mit dem Aufbau
eines demokratischen Staatswesens
und der Verfassungsgebung beschäftigt
war, fiel die Kontrolle über die Mo-
scheen weg, die unter dem ehemaligen
Präsident Ben Ali zuvor hart reglemen-
tiert waren“, sagt Dihstelhoff. Lange
Zeit versuchte die Regierung den Dschi-
hadismus weitgehend zu ignorieren. Bis
2015, dem Jahr schwerer Anschläge, als
etwa im Badeort Sousse ein Islamist am
Strand auf Urlauber schoss. Die danach
erlassenen Antiterrorgesetze statten
Militär und Polizei mit weitreichenden
Befugnissen aus. Doch noch immer gibt
es regelmäßig terroristische Anschläge,
die zumeist Einheimische treffen. Zu-
letzt starb im November ein Polizist bei
einer Messerattacke in Tunis.

Spanien: Diätplan
für Legionäre

Vor fast 90 Jahren wurde sie als Elite-
einheit der spanischen Streitkräfte ins
Leben gerufen, die Legión Española.
Doch als schnelle Eingreiftruppe über-
zeugt sie heute nicht mehr, denn viele ih-
rer rund 3000 Legionäre sind zu dick ge-
worden und passen kaum noch in ihre
Uniformen. Nach dem Weihnachtsfest
erhielten die Soldaten die Quittung, die
Heeresleitung präsentierte ihnen ein 150
Seiten schweres internes Dokument. Die
deutlich erkennbaren Speckröllchen seien
nicht nur ein gesundheitliches Problem,
sondern schadeten auch dem Image der
Eliteeinheit, heißt es dort. Schließlich
müssten die Legionäre in Topform sein,
denn der Erfolg der Missionen hänge von
ihrer Fitness ab. Nun wurden die rund
600 beleibteren Soldaten auf ihre Pro-
blemzonen hingewiesen und bekamen ei-
nen individuellen Diätplan verordnet.
Nach dem Aufstehen gibt es nur Obst
oder Joghurt, Wasser ist das einzig er-
laubte Getränk, Bier am Feierabend gibt
es nur noch gelegentlich. Zum Abend-
essen wird gekochtes Gemüse gereicht.
So sollen die Soldaten wieder fit werden.
Wie gut, dass sie noch zehn Monate Zeit

zum Abspecken haben. Ihre neue Figur
müssen sie erst bei der Militärparade am
spanischen Nationalfeiertag am 12. Okto-
ber zeigen. UTE MÜLLER

Nordkorea: Idiotenhügel
und Kunstschnee

Pünktlich vor den olympischen Winter-
spielen im kommenden Monat in Südko-
rea hat Nordkoreas Diktator Kim Jong-un
sich noch einmal einen Traum erfüllt: ein
zweites Skiresort in seinem verarmten
Reich. Die Pisten, Lifts und Hotels auf

insgesamt 50.000 Quadratmetern wurden
in Rekordzeit hochgezogen. Erst im ver-
gangenen Juli war mit dem Bau bei der
Stadt Kanggye im Norden des Landes be-
gonnen worden. Die Arbeiter, tönt es pa-
triotisch in der Staatspresse, seien „durch
Kims nuklearen Erfolg angespornt“ wor-
den. Nun könne sein Volk, so zitiert eine
Zeitung den erklärten Wintersportfan
Kim, „die beste Zivilisation auf ihrem Hö-
hepunkt genießen“. Es gibt einen Skilift,
eine nagelneue 530-Meter-Piste und einen
Anfängerhügel. Den sportlichen Spaß
könne man sogar ganz ohne Winterwetter
genießen: Das neue Skiparadies kann sei-
nen eigenen künstlichen Schnee aus örtli-
chen Wasserquellen produzieren. Auch
der Lift ist selbst gemacht. Aufgrund der
Sanktionen durfte Pjöngjang keine auslän-
dische Ausrüstung importieren. Trotzdem
läuft im ersten nordkoreanischen Skige-
biet in Masik-Ryong, das vor fünf Jahren
eröffnet wurde, ein 30 Jahre alter öster-
reichischer Lift aus zweiter Hand, der ir-
gendwie über chinesische Händler seinen
Weg in das abgeschottete Land fand.
Doch inzwischen sind die Auflagen strik-
ter und der neue Lift in Kanggye ist ganz
und gar made in Nordkorea. Kim Jong-
uns Antwort, so protzt die lokale Presse,
„auf den Unfug der USA und ihrer Anhän-
ger“. SOPHIE MÜHLMANN

Russland: Beschützer
des Bargelds 

Während Wladimir Putins Berater wie
Sergei Glasjew über Blockchain-Systeme
spekulieren, die das Land zur Umgehung
von westlichen Sanktionen einsetzen

könnte, avanciert das Oberhaupt der rus-
sisch-orthodoxen Kirche, Patriarch Kyrill,
unerwartet zum Beschützer des Bargelds.
Die Kirche, sagte der Patriarch in einem
Fernsehinterview, sehe die Gefahren digi-
taler Technik – sie könnte die Freiheit des
Menschen einschränken. „Es gibt bei uns
Hitzköpfe, die das Bargeld abschaffen
und alles nur noch über elektronische
Karten abwickeln wollen“, sagte Kyrill.
„Was ist aber, wenn man diese Karten nur
benutzen kann, wenn man dem Staat ge-
genüber loyal ist?“ Ihm sei ein „europäi-
sches Land“ bekannt, das bei der Einbür-
gerung Toleranz gegenüber Schwulen
und Lesben verlange – die betrachtet die
orthodoxe Kirche aber als Sünder. Ähnli-
ches sei auch bei Zahlungssystemen vor-
stellbar. Mit diesem Vorstoß punktet der
Patriarch bei den Fundamentalisten in-
nerhalb der orthodoxen Kirche – vielen
von ihnen gilt alles Digitale als Teufels-
werk. Seit Jahren protestieren sie gegen
Russlands einheitliche Steuernummer
und boykottieren Kreditkarten. Das stört
die orthodoxe Kirche allerdings nicht da-
bei, zusammen mit der staatlichen Bank
VTB eine Kreditkarte anzubieten, die bei
jedem Kauf eine Spende an die Kirche
überweist – wer hätte beim Moskauer Pa-
triarchat derlei Meinungspluralismus ver-
mutet? PAVEL LOKSHIN

DIE WEITE WELT

Für die Jugend 
ist nichts besser
geworden
Neue Proteste in Tunesien
gegen Arbeitslosigkeit

Lange Zeit unterlag WELT-Korres-
pondent Deniz Yücel im Gefängnis
Silivri einer Postsperre. Mittlerweile
erhält er vereinzelt Sendungen. Es
scheint, als hätten Mitteilungen auf
Türkisch bessere Chancen, ihn zu
erreichen. Mailen Sie darum bitte
Briefe für Deniz an folgende Adres-
se: schreibdeniz@weltn24.de.
Wir lassen sie übersetzen und schi-
cken sie ihm. Wenn Sie selbst auf
Türkisch schreiben wollen, lautet die
Adresse: İlker Deniz Yücel, 
9 Numaralı Kapalı Ceza İnfaz
Kurumu, A 11-81, Silivri/Türkiye


